
4. Beilage im Jahre 1971 zu den Sitzungsberichten 
des XXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 4

Gesetz
über eine Änderung des Landwirtschaftskammergesetzes

Der V orarlberger Landtag ha t beschlossen:

Das Landw irtschaftskam m ergesetz, LGBl.
Nr. 12/1966, w ird w ie folgt geändert:

1. Im § 3 ha t die lit. f zu entfallen.

2. Im § 3 lit. g ist die Z itierung „lit. a bis 1" 
durch die Z itierung „lit. a bis e" zu e r­
setzen.

3. Im § 4 ha t der Abs. 2 zu lauten:
„(2) Soweit die Landw irtschaftskam ­

m er behördliche A ufgaben besorgt, sind 
für das B eitragsverfahren nach § 18 Abs. 7 
bis 9 die allgem ein für Landesabgaben gel­
tenden V erfahrensvorschriften, im übrigen 
die Bestim m ungen des A llgem einen V er­
w altungsverfahrensgesetzes sinngem äß an­
zuw enden. Behörde zw eiter Instanz ist die 
Landesregierung."

4. Dem § 4 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
„(3) V erordnungen der Landw irt­

schaftskam m er bedürfen  der G enehm i­
gung der Landesregierung und sind im 
A m tsblatt für das Land V orarlberg  kund­
zumachen. Die G enehm igung ist zu v e r­
sagen, w enn die V erordnung gesetzw idrig 
ist. Bei V erordnungen nach § 18 Abs. 7 
bis 9 kann  die Genehm igung außerdem  
versag t w erden, w enn die für die Bemes­
sung der B eiträge festgelegten  Höchst­
grenzen zw ar nicht überschritten  w erden, 
das vorgesehene Ausm aß der B eiträge 
aber für die Beitragspflichtigen in A n­
sehung ihrer wirtschaftlichen Lage und 
E inkom m ensverhältnisse eine unangem es­
sene finanzielle B elastung bedeutet. W enn 
in den V erordnungen nichts anderes be­
stimmt ist, tre ten  sie nach A blauf des Ta­
ges in Kraft, an dem  die Num m er des 
A m tsblattes, welche die V orschrift en t­
hält, herausgegeben  w orden ist."

5. Im § 6 Abs. 3 ist das W ort „Kammermit­
glieder" durch die W orte „M itglieder der 
V ollversam m lung" zu ersetzen.

6. Im § 10 Abs. 1 ist das W ort „G enossen­
schaftsverband" durch das W ort „Raiff­
eisenverband" zu ersetzen.

7. Im § 10 Abs. 3 ist das W ort „dreimal" 
durch das W ort „zweimal" zu ersetzen.

8. Im § 10 Abs. 4 ist die Z itierung „§ 4 Abs. 
1" durch die Z itierung „§ 4 Abs. 1 Z. 1" 
und die Z itierung „§ 4 Abs. 3" durch die 
Z itierung „§ 4 Abs. 1 Z. 3" zu ersetzen.

9. Im § 11 Abs. 1 ist das W ort „Genossen­
schaftsverband" durch das W ort „Raiff­
eisenverband" zu ersetzen.

10. Im § 11 Abs. 1 ist die Z itierung „§ 4 Abs. 
2 und 3" durch die Z itierung „§ 4 Abs. 1 
Z. 2 und 3" und die Z itierung „§ 3 lit. a 
bis f" durch die Z itierung „§ 3 lit. a bis 
e" zu ersetzen.

11. Im § 12 Abs. 1 ist die Z itierung „§ 4 Abs. 
2 und 3" durch die Z itierung „§ 4 Abs. 1 
Z. 2 und 3" zu ersetzen.

12. Im § 17 Abs. 4 ha t die lit. c zu lauten:
,,c) zu den Sitzungen der S ektionsver­

sam m lungen: der K am m eram tsdirek­
tor und der zuständige Sachbearbei­
ter."

13. Im § 18 Abs. 6 h a t die lit. c zu lauten:
,,c) für die Sektion der Landw irte durch 

B eiträge der im § 3 un ter lit. a, b und 
e angeführten  Berufsangehörigen;"

14. Im § 18 Abs. 7 sind der v ie rte  bis sechste 
Satz durch folgende Sätze zu ersetzen: 
„Die Höhe des Zuschlages ist von der 
Sektion der Landw irte alljährlich in Pro­
zentsätzen der G rundsteuerbem essungs­
grundlage festzusetzen. Der Zuschlag darf 
höchstens 300 Prozent betragen."

15. Im § 18 haben die Abs. 8 und 9 zu lauten:
„(8) Die Beiträge der B erufsangehöri­

gen gemäß § 3 lit. b und e sind von  der 
Sektion der Landw irte alljährlich festzu­
setzen und zur Entrichtung an die Sektion 
der Landw irte vorzuschreiben. Sie sind in 
einem  Prom illesatz des W arenverkaufs­
erlöses oder, w enn ein solcher nicht e r­
zielt w ird, in einem  Prom illesatz des aus
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D ienstleistungen erlang ten  Entgeltes, der 
jew eils ein Prom ille nicht übersteigen  
darf, festzusetzen. W erden  ein W aren ­
verkaufserlös und Entgelte aus D ienst­
le istungen zugleich erzielt, sind der Bei­
tragsbem essung nach den vorstehenden  
Bestim m ungen W arenverkaufserlös und 
Entgelt aus D ienstleistungen gem einsam  
zugrunde zu legen. Liegen für B erufsange­
hörige nach § 3 lit. e die V oraussetzungen 
des § 3 lit. a vor, so gelten  für die Bei­
tragsfestsetzung die Bestim m ungen des 
Abs. 7.

(9) Die B eiträge der B erufsangehörigen 
gemäß § 3 lit. g sind von  der Sektion der 
land- und forstw irtschaftlichen D ienstneh­
m er alljährlich in einem  Prozentsatz der 
für die gesetzliche K rankenversicherung 
m aßgeblichen Bem essungsgrundlage fest­
zusetzen. Er darf ein Prozent der Bemes­
sungsgrundlage nicht übersteigen."

16. Im § 18 hat der Abs. 11 zu entfallen.

17. Der § 20' ha t zu lauten:

„§ 20
Wahlrecht und Wählbarkeit

(1) W ahlberechtigt sind:
a) im W ahlkörper der Landw irte die Be­

rufsangehörigen gemäß § 3 lit. a bis e. 
N atürliche Personen sind jedoch nur 
w ahlberechtigt, w enn sie am 1. Jänner 
des W ah ljah res das 19. Lebensjahr 
vollendet haben und vom  aktiven  
W ahlrecht in den Landtag nicht aus­
geschlossen sind;

b) im W ahlkörper der land- und forst­
w irtschaftlichen D ienstnehm er die Be­
rufsangehörigen gemäß § 3 lit. g und 
h, w enn sie am Tage der W ahlaus­
schreibung in V orarlberg  gegen Ent­
gelt in der Landwirtschaft haup tberu f­
lich tätig  gew esen, am 1. Jän n er des 
W ahljahres das 19. Lebensjahr vo ll­
endet haben und vom aktiven  W ahl­
recht in den Landtag nicht ausge­
schlossen sind.
(2) W ählbar sind die im Abs. 1 ange­

führten natürlichen Personen in jenem

B e r

Der vorliegende Entw urf e iner N ovelle 
zum Landw irtschaftskam m ergesetz bezweckt 
in erster Linie die Einführung des amtlichen 
Stim m zettels für die W ahlen in die Landw irt­
schaftskammer.

XXI. Vorarlberger Landtages

W ahlkörper, in dem sie w ahlberechtigt 
sind, w enn sie am 1. Jänner des W ahl­
jah res das 23. Lebensjahr vollendet haben 
und vom  passiven  W ahlrecht in den Land­
tag  nicht ausgeschlossen sind."

18. Im § 21 hat der Abs. 3 zu lauten:
„(3) Das W ahlrecht ist grundsätzlich 

persönlich, in den folgenden Fällen aber 
durch einen Bevollm ächtigten auszuüben:
a) bei juristischen Personen,
b) w enn der das W ahlrecht begründende 

Betrieb m ehreren  Eigentüm ern, N utz­
nießern  oder Pächtern gem einsam  zu­
steht."

19. Im § 24 Abs. 2 sind die W orte „die Land­
tagsw ahlordnung, LGBl. Nr. 28/1959," 
durch die W orte „das Landtagsw ahlgesetz, 
LGBl. Nr. 30/1969," zu ersetzen.

20. Im § 24 Abs. 2 ha t die lit. a zu lauten:
„ a) Die Landesw ahlbehörde besteh t aus 

dem Landeshauptm ann oder seinem  
S tellvertre ter als V orsitzendem  und 
sechs Beisitzern, von denen v ie r dem 
W ahlkörper der Landwirte und zwei 
dem W ahlkörper der land- und forst­
wirtschaftlichen D ienstnehm er zu en t­
nehm en sind. Die Landesw ahlbehörde 
ist im Instanzenzug übergeordnete 
und sachlich in Betracht kom m ende 
oberste Behörde."

21. Im § 24 Abs. 2 hat die lit. k  zu lauten:
„ k) W ählergruppen, die sich an der W ahl­

w erbung beteiligen (Parteien), haben 
ihre W ahlvorschläge spätestens drei 
W ochen vor dem W ahltage der Be­
zirksw ahlbehörde vorzulegen (Be­
zirksw ahlvorschlag) . W ahlvorschläge 
für den W ahlkörper der Landwirte 
m üssen von w enigstens 50, W ahl­
vorschläge für den W ahlkörper der 
land- und forstw irtschaftlichen D ienst­
nehm er von w enigstens 20 W ahl­
berechtigten des betreffenden Bezir­
kes unterschrieben sein."

22. Im § 24 Abs. 2 hat die lit. m zu entfallen.

Die N ovellierung des Landw irtschaftskam ­
m ergesetzes soll zum Anlaß genom m en w er­
den, dem Erkenntnis des V erfassungsgerichts­
hofes Slg. 5872/1958 Rechnung zu tragen. Mit 
diesem  Erkenntnis hat der V erfassungsge-
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richtshof die Bestim m ungen des § 57 Abs. 2 
und 9 des H andelskam m ergesetzes, BGBl. Nr. 
182/1946, als verfassungsw idrig  aufgehoben. 
Die aufgehobenen Bestim m ungen sahen vor, 
daß zur Deckung der durch besondere E innah­
men nicht gedeckten A uslagen der Fachgrup­
pen und Landeskam m ern die „Grundum lage" 
eingehoben  und ihre H öhe von der Fach­
gruppe beschlossen (Abs. 2) sowie die näheren  
V orschriften über die Umlage durch das Bun­
desm inisterium  für H andel und W iederaufbau 
m ittels V erordnung erlassen  w erden (Abs. 9). 
In den Entscheidungsgründen hat der Gerichts­
hof ausgeführt, daß Abs. 2 es völlig  dem O r­
gan überlasse, die Höhe der U m lagen nach 
dem Jahresvoranschlag  zu bestim m en. Dem 
Gesetz m angle also die Umschreibung der w e­
sentlichen M erkm ale für die Bestimmung der 
Höhe der G rundum lage. Die Festsetzung der 
G rundum lage sei, weil sie M itglieder generell 
verpflichte, eine V erordnung. Das V erhalten  
des V erordnungsgebers w erde durch das Ge­
setz nicht vorherbestim m t, w eshalb die V or­
schrift dem Art. 18 Abs. 2 B.-VG. w iderspreche. 
Zu Abs. 9 ha t der V erfassungsgerichtshof fest­
gestellt, daß der G esetzesstelle ein Inhalt bei­
zum essen sei, gemäß der es dem V erordnungs­
geber überlassen  werde, u. a. auch V erfahrens­
regelungen selbständig zu erlassen. D ieser In­
halt w iderspreche ebenfalls dem Art. 18 Abs. 2 
B.-VG.

Ein V ergleich der vom  V erfassungsgerichts­
hof aufgehobenen Bestim m ungen des H andels­
kam m ergesetzes mit § 18 Abs. 7 v ierter, fünf­
ter und sechster Satz, Abs. 8 und 9 erster Satz 
des V orarlberger Landw irtschaftskam m erge­
setzes zeigt, daß h ier d ieselben M ängel v o r­
liegen. Die Höhe der K am m erum lage ist von 
der zuständigen Sektion „nach M aßgabe ihres 
Teilvoranschlages", also auf Grund eines je 
nach A ufgabenerfüllung verschiedenen und 
daher unbestim m ten Erfordernisses, festzuset­
zen. W eiters w ird hinsichtlich der Beiträge der 
B erufsangehörigen gem äß § 3 lit. b, e und f b e ­
stimmt, daß das „Nähere" durch eine von der 
Sektion der Landw irte zu beschließende „Bei­
tragsordnung" zu regeln  ist, w orin  ebenfalls 
eine Befugnis zur selbständigen Erlassung von 
V erfahrensregelungen  erblickt w erden muß, 
Diese verfassungsw idrig  erscheinenden Be­
stim m ungen des Landw irtschaftskam m ergeset­
zes sollen nunm ehr durch eine entsprechende 
N ovellierung beseitig t w erden.

Ferner soll in Angleichung an die durch 
das V erfassungsgesetz über eine A bänderung 
der Landesverfassung, LGBl. Nr. 9/1969, e r­
folgte H erabsetzung des ak tiven  und passiven 
W ahlalters für G em eindew ahlen das M indest­
a lter für W ahlrecht und W ählbarkeit bei

Landw irtschaftskam m erw ahlen auf 19 bzw. 23 
Jah re  herabgesetzt werden.

In diesem  Zusam m enhang ist darauf hinzu­
weisen, daß nach dem V erfassungsgerichtshof­
erkenntnis Slg. 2835/1955 das A lter u. dgl. 
trotz der grundsätzlich notw endigen Ü berein­
stim m ung des K reises der K am m erzugehöri­
gen, Beitragspflichtigen und W ahlberechtigten 
eine sachlich gerechtfertigte V erschiedenheit 
darstellen.

N eben diesen Ä nderungen soll durch die 
Aufnahm e einer Bestimmung über die K und­
machung von V erordnungen der vom  V erfas­
sungsgerichtshof in ständiger Rechtssprechung 
(vgl. Erk. Slg. 102/1922, 2566/1953, 2985/1956) 
erkannten  N otw endigkeit der Kundmachung 
von R echtsverordnungen Genüge getan  w er­
den. W eiters ist erforderlich, den Kreis der 
K am m erangehörigen den tatsächlichen V er­
hältn issen  anzupassen sow ie die anläßlich der 
Neukundmachung; des Landw irtschaftskam m er­
gesetzes un terlaufenen  Z itierfehler zu beseiti­
gen. W eitere  Ä nderungen entspringen p rak ­
tischen Bedürfnissen.

Im einzelnen w ird bem erkt:

Zu Z. 1:
A nstalten, Fonds, Stiftungen und sonstige 

Einrichtungen in V orarlberg, die für den Un­
terricht oder die Erziehung des land- und forst­
w irtschaftlichen Berufsnachwuchses oder die 
Förderung der land- und forstw irtschaftlichen 
Erzeugung oder des A bsatzes bestim m t sind, 
gelten, sow eit sie in V orarlberg  gelegene land- 
und forstw irtschaftliche Grundstücke als Eigen­
tüm er oder N utznießer im G esam tausm aß von 
m indestens einem  H ektar oder als Pächter im 
G esam tausm aß von m indestens zwei H ektar 
im Sinne des § 2 auf eigene Rechnung bew irt­
schaften, bereits gemäß § 3 lit. a als Kam m er­
zugehörige. Die Kam m erm itgliedschaft solcher 
Einrichtungen, die keinen  land- und forstw iri- 
schaftlichen Grund im vorstehenden  Sinne b e ­
wirtschaften, erscheint w egen ihrer Bedeu­
tungslosigkeit nicht m ehr gerechtfertigt.

Zu Z. 2:
Diese Ä nderung ist durch Z. 1 bedingt.

Zu Z. 3:
Das B eitragsverfahren nach § 18 Abs. 7 bis 

9 w ar b isher hinsichtlich der B eiträge nach 
Abs. 8 durch eine von der Sektion der Land­
w irte zu beschließende B eitragsordnung (§ 1 8  
Abs. 8 letzter Satz) zu regeln; für die Einbrin­
gung dieser Beiträge stand der V erw altungs­
w eg offen (§ 18 Abs. 11). Hinsichtlich der Bei-
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träge nach den Abs. 7 und 9 w aren  gem äß § 4 
Abs. 2 die Bestim m ungen des A llgem einen 
V erw altungsverfahrensgesetzes anzuw enden. 
N unm ehr sollen für das B eitragsverfahren 
nach § 18 Abs. 7 bis 9 einheitlich die allgem ein 
für die V erw altung von Landesabgaben gel­
tenden  V erfahrensvorschriften sinngem äß an ­
zuw enden sein.

Zu Z. 4:
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts, 

die mit dem Recht der Selbstverw altung ausge­
s ta tte t ist, kann  die Landw irtschaftskam m er 
durch ihre O rgane V erordnungen erlassen. 
V erordnungen m üssen in  einer ihrem  Inhalt 
und Zweck entsprechenden Form kundgem acht 
w erden, da die Kreise der Bevölkerung, an die 
sich die V erordnung w endet, in die Lage v e r­
setzt w erden  m üssen, von den ergangenen A n­
ordnungen Kenntnis zu erlangen. Eine Be­
stimmung, die d ieser Forderung gerecht wird, 
en thält das Landw irtschaftskam m ergesetz b is­
her nicht. Im Interesse der Rechtssicherheit 
und um zu verhindern , daß V erordnungen  der 
Landw irtschaftskam m er im Falle e in er Anfech­
tung m angels Publizität vom  V erfassungsge­
richtshof aufgehoben w erden, sollen nunm ehr 
Kundmachungspflicht und -weise im Gesetz 
ausdrücklich vorgeschrieben w erden (vgl. h ie­
zu VfGH. Erk. Slg. 102/1922, 2566/1953, 2985/ 
1956).

Im Hinblick auf Art. 18 Abs. 1 B.-VG. soll 
bestim m t w erden, un ter welchen V orausse t­
zungen V erordnungen die aufsichtsbehördliche 
Genehm igung zu erte ilen  bzw. zu versagen  ist. 
Die A ufsichtsbehörde erhält danach die M ög­
lichkeit, V erordnungen, mit welchen Beiträge 
im Sinne des § 18 Abs. 7 bis 9 vorgeschrieben 
w erden, nicht nur auf ihre Rechtmäßigkeit, 
sondern, sow eit es die B eitragshöhe betrifft, 
auch auf ihre w irtschaftliche T ragbarkeit für 
die Beitragspflichtigen zu prüfen.

Den O rganen der Landw irtschaftskam m er 
bleib t es selbstverständlich unbenom m en, V er­
ordnungen neben der Kundmachung im A m ts­
b la tt für das Land V orarlberg  auch im K und­
m achungsorgan der Landw irtschaftskam m er zu 
verlau tbaren .

Zu Z. 5:
Das W ort „K am m erm itglieder" w ird an 

d ieser Stelle sinnw idrig gebraucht. U nter Kam­
m erm itgliedern sind nämlich die im § 3 des 
Landw irtschaftskam m ergesetzes aufgezählten 
B erufsangehörigen der Land- und F orstw irt­
schaft zu verstehen. Der § 6 Abs. 3 handelt je ­
doch von der A ngelobung der M itglieder der 
V ollversam m lung.

Zu Z. 6 und 9:
Diese Ä nderung beruh t auf einer A bände­

rung der V erbandsatzungen vom  29. Jun i 1968, 
mit w elcher der Nam e des V erbandes in 
„Raiffeisenverband" um gew andelt w urde.

Zu Z. 7:
Auf G rund der T ätigkeit der Fachaus­

schüsse ist erfahrungsgem äß mit zwei V oll­
versam m lungen pro Jah r das A uslangen zu 
finden.

Zu Z. 8, 10 und 11:
In den §§ 10, 11 und 12 des un ter LGBl. Nr. 

12/1966 neu kundgem achten Landw irtschafts­
kam m ergesetzes sind unrichtige Z itierungen 
enthalten. Die Fehler sind darauf zurückzu­
führen, daß in den entsprechenden P aragra­
phen  des Stam m gesetzes, LGBl. Nr. 38/1949, 
die einzelnen Ziffern des § 4 (damals w ar § 4 
noch nicht mit einer Absatzbezeichnung v e r­
sehen, weil erst die zw eite Landw irtschafts­
kam m ergesetznovelle, LGBl. Nr. 38/1962, dem 
§ 4 einen zw eiten Absatz anfügte), unrichtiger­
w eise mit zwischen Klammern gesetzten Zah­
len zitiert w urden  und es also im § 10 Abs. 4 
lau te te  „§ 4 (1)" und „§ 4 (3)" und es jew eils 
in den ersten  A bsätzen der §§11 und 12 hieß 
„§ 4 (2) und (3)". Anläßlich der N eukund­
machung w urde dann anstatt der Klammern 
jew eils die A bkürzung „Abs." gesetzt. Diese 
U nstim m igkeiten sollen nunm ehr beseitig t 
w erden. Die Ersetzung der Z itierung „§ 3 lit. a 
bis f" durch „§ 3 lit. a bis e" im § 11 Abs. 1 ist 
durch die Z. 1 bedingt.

Zu Z. 12:
Es erscheint richtig, den K am m eram tsdirek­

tor als Leiter des gesam tkörperschaftlichen 
H ilfsorganes „Kammeramt" auch zu den Sit­
zungen der Sektionsversam m lungen beizu­
ziehen.

Zu Z. 13:
Diese Ä nderung ist durch die Streichung 

der lit. f im § 3 notw endig gew orden (vgl. 
Z. 2). Gleichzeitig soll der mit dem W ort „Sek­
tionen" un terlaufene Schreibfehler berichtigt 
w erden.

Zu Z. 14 und 15:
M it diesen Ä nderungen  sollen im Sinne 

des eingangs zitierten  Erkenntnisses des V er­
fassungsgerichtshofes die w esentlichen M erk­
m ale für die Bestimmung der Höhe der Bei­
träge um schrieben und die im Abs. 8 en thal­
tene form algesetzliche D elegation zur E rlas­
sung von V erfahrensregelungen beseitigt
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w erden. Auf die hiezu im A llgem einen Teil 
der E rläuterungen en thaltenen  Bem erkungen 
sowie die dam it im Zusam m enhang stehenden 
Ä nderungen in den Z. 3 und 4 w ird h inge­
wiesen.

Zu Z. 16:
Diese Ä nderung ergibt sich aus Z. 3. Es 

w ird auf die dort gem achten A usführungen 
hingew iesen.

Zu Z. 17:
Die Ä nderung im § 20 Abs. 1 lit. a hinsicht­

lich des K reises der B erufsangehörigen ergibt 
sich als notw endige Folge der A bänderungen 
des § 3 (vgl. Z. 1).

Bis zum In k rafttre ten  des V erfassungsge­
setzes über eine A bänderung der Landesver­
fassung, LGBl. Nr. 9/1969, w aren  das aktive 
und passive W ahla lter bei G em eindew ahlen 
mit 20 bzw. 24 Jah ren  festgesetzt. Durch das 
zitierte  V erfassungsgesetz w urde das aktive 
und passive W ahla lter bei G em eindew ahlen 
je  um ein Ja h r herabgesetzt. In Angleichung 
an diese Regelung soll auch das M indestalter 
für W ahlrecht und W ählbarkeit bei Landw irt­
schaftskam m erw ahlen jew eils um ein Jah r 
herabgesetzt werden.

Zu Z. 18:
Diese Ä nderungen bezwecken eine sprach­

liche V erbesserung.

Zu Z. 19:
Die Landtagsw ahlordnung, LGBl. Nr. 28/ 

1959, w urde durch das Landtagsw ahlgesetz, 
LGBl. Nr. 30/1969, abgelöst. Diesem Um stand 
soll im In teresse der Rechtsbereinigung Rech­
nung getragen w erden.

Zu Z. 20:
Diese Ä nderung ist notw endig, w eil an ­

stelle der Landtagsw ahlordnung 1959 das

Landtagsw ahlgesetz tra t und die Bestimmun­
gen des § 10 Abs. 1 über die Landesw ahl­
behörde nicht übernom m en w erden sollen.

Zu Z. 21:
Die Bestimmung der b isherigen  lit. k  kann 

entfallen, weil sie je tz t im § 38 Abs. 7 des 
Landtagsw ahlgesetzes en thalten  ist.

Im übrigen erscheint die Schaffung dieser 
w eiteren  A usnahm e von der A nw endbarkeit 
des Landtagsw ahlgesetzes im Hinblick auf die 
k leine Zahl der bei Landw irtschaftskam m er­
w ahlen W ahlberechtigten zur W ahrung der 
Bestim m ungen über das W ahlgeheim nis erfor­
derlich.

Zu Z. 22:
W ie bereits in den Erläuternden Bem er­

kungen  ausgeführt, soll m it der vorliegenden 
N ovelle für die W ahlen in die Landw irtschafts­
kam m er der amtliche Stim m zettel eingeführt 
w erden. Im § 24, der vom W ahlverfahren  han ­
delt, w ird bestim m t, daß die näheren  A nord­
nungen h ierüber die Landesregierung durch 
V erordnung zu erlassen hat, wobei, sow eit in 
den folgenden lit. a bis n nicht etw as anderes 
verfügt wird, die Landtagsw ahlordnung, LGBl. 
Nr. 28/1959, sinngem äß anzuw enden ist. A us­
genom m en von der G eltung w erden danach 
die in der Landtagsw ahlordnung vorgesehenen 
Bestimmungen über den amtlichen Stimmzet­
tel (lit. m). Durch die Streichung der lit. m 
w ird nun im Zusam m enhang mit der in Zif­
fer 19 vorgesehenen  Ä nderung die sinngem äße 
A nw endung der im Landtagsw ahlgesetz en t­
haltenen  Bestim m ungen über den amtlichen 
Stim m zettel erreicht w erden.

Die näheren  Bestim m ungen über den am t­
lichen Stimmzettel, insbesondere A ussehen 
und Erfordernisse desselben, sollen in der 
nach dem Inkrafttre ten  des vorliegenden  Ge­
setzes notw endig w erdenden N ovellierung der 
V erordnung der V orarlberger Landesregie­
rung über die W ahlen in die Landw irtschafts­
kam m er, LGBl. Nr. 13/1966, getroffen w erden.

Bregenz, am 12. Jän n er 1971
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